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BUNDESMINISTERIUM 
FüR SOZIALE VERWALTUNG 
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Zl. 50. 004/3-40/72 ef1 jA.B. ._-.......;,.-_.-

·zu '99 /J. 
2 O. Jan. 1972 Präs. ant._. _ ......... __ 

B e a n t W 0 r tun g 

der Anfrage der Abgeordneten Hellwagner und 
Genossen an den Herrn Bundesminister für 
soziale Verwaltung betreffend zahnärztliche 
Versorgung in Österreich (Nr.99/J). 

;In der vorliegenden Anfrage werden an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung folgende Fragen 
gerichtet: 

1. Wie hat sich die Verhältniszahl der Zahnbehandler 
zur österreichischen Gesamtbevölkerung in den 
letzten Jahren entwickelt? 

2~ Wie lautet dieses Verhältnis in ,den einzelnen 
Bundesländern? 

3. Wieviel grössere Gemeinden und Märkte gibt es 
bereits, die in den letzten Jahren eine freige­
wordene Zahnbehandlungspraxis nicht mehr besetzen 
konnten und daher über keine eigene örtliche zahn­
ärztliche Versorgung mehr verfügen? 

4. Da die Bevölkerung an einer ausreichenden zahn­
ärztlichen Versorgung ausserordentlich interes­
siert ist, wird noch die Frage gestellt, ab wel~ 
chem Zeitpunkt kann mit einer Mehrzunahme ,von 

. Zahnbehandlern gegenüber den Abgängen gerechnet 
\'lerden? 

./ . 
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In Beantwortung di.eser An.frage beehre ich mich, 
mitzuteilen: 

Zu 1. : 

Die Enh·ücklung der Verhältniszahl der Zahnbehandler 
zur österreichischen Gesamtbevölkerung vollzog sich im 
Zeitraum 1957 bis 1970 \üe folgt: 

Am 31. Dezember d.J. entfielen auf 1000000 Einwohner 

1957 57 
1958 56 
,1959 57 
1960- 56,0 
1961 55,1 
1962 54,4 
1963 53,1 
1964 51,5 
1965 50,3 
1966 49,1 
1967. 47,5 
1968 46,5 
1969 l~5,0 

1970 43,5 

Zahnbehandler. 

Zu 2.: 

'Ober dieses Verhältnis in den einzelnen Bundesländern 
am 31. -Dezember 1970 gibt die beigeschlossene Anlage Aus­
kunft. 
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Anlage zu Zlo 500004/3-40/72 ...... 
Zahnbehandler am 310 Dezember 1970 

Zahnärzte Auf 100 .. 000 Dentisten Auf 100.000 Su'Ü.tlle Auf 100.000 
Eimvohner Einwohner EinvJohner 

Burg;enland 16 6,1 Li-7 17,9 63 21+,0 
Kürnten 90 17,1 111 21,1. 201 38,2 
NiederBsterreich 132 9,8 325 24,0 457 33,8 
Oberösterreich 149 12,2 . . A.LL7 c::. 20,2 396 32 ,l~ 

Salzburg 54 13,5 132 32,9 106 4G,4 
~', t. 0 ~ ~ r:ü~ ~~rl~ 221 18,6 219 18, L~ '+40 37,0 
Tirol 125: 2L~,O 108 20,7 233 4l.j·, 7 

• 
Vorarlberg 1-1-3 . 15,4 49 

, 
17,5 92 32 a -,'" 

.lien 565 34,L~ 584 35,6 1 .1 L~9 7o~O 

Österreich 1.395 18,9 1.822 2L~, 6 .-> ')17 ?_t- 43,5 
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Zu 3.: 

Dem Bundesministerium für soziale Verwaltung 
stehen keine Unterlagen darüber zur Verfügung, wieviel 
Zahnbehandlungspraxen in den letzten Jahren in größeren 
Gemeinden nicht mehr besetzt werden konnten. 

ZU J+. : 

Die Zunahme an Zabnbehandlern hängt im wesentlich.en 
von der Zahl der an der Ausbildung zum Facharzt für Zahn·­

heilkunde Interessierten sO\-'lie vom Ausmaß der an den 
zahnärztlichen Universitätsinstituten zur Verfügung stehen­

den AusbildungsmBglichkeiten ab. 

Derzeit gibt es vor a~lem an den zahnärztlichen 
Uni versi tät~insti tuten in Graz und Innsbruck \V'esentlich 
mehr Interessenten als Ausbildungsstelleno Die Vergrößerung 
der zahnärztlichen Universitätsinstitute in Graz und Inns­
br!l.ck ist für die allernächste Zeit zu erwarten. Das zahn­
ärztliche Universitätsinstitut in Wien hat im Jahre 1969 
die Ausbildungsplätze verdoppelto Nach Abschluß der der­
zeit durchgeführten Adaptierung weiterer Räumlichl~eiten 
ist eine zusätzliche Steigerung der Zahl der Ausbildungs­
plätze in Kürze zu erwarten. Insgesamt b'esteht Grund zur 
Annahme, daß ab den Jahren 1973 mit einem ausreichenden An­
gebot an Ausbildungsplätzen gerechnet werden kann,sodaß 
etwa ab den Jahren 1975/1976 eine Mehrzunahme derZahnbe­
handler gegenüber den Abgängen zu ervlarten ist • 
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